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Auf der 3. Parteikonferenz wies Ministerpräsident 
Otto Grotewohl erneut auf die große Bedeutung unseres 
Rechts als ein mächtiges Mittel bei der Erziehung der 
Werktätigen zu Erbauern des Sozialismus hin. Für die 
Praxis wie für die Wissenschaft ergibt sich hieraus die 
Aufgabe, Grundlagen zu finden, die uns tiefere Einsicht 
in den Inhalt und größere Klarheit über die Ziele un­
serer demokratischen Gesetze ermöglichen, um sie bes­
ser als bisher zur Festigung und Stärkung unseres Ar­
beiter-und-Bauern-Staates anzuwenden. Das gilt insbe­
sondere für die Voraussetzungen zur Anordnung der 
Untersuchungshaft.

I
§ 141 Abs. 1 StPO verlangt als allgemeine und grund­

legende Voraussetzung für die Anordnung der Unter­
suchungshaft dringende Verdachtsgründe, zu denen al­
ternativ entweder Fluchtverdacht oder Verdunklungs­
gefahr hinzutreten muß. Dabei ist die Frage, was unter 
dringenden Verdachts gründen zu verstehen ist, am 
schwierigsten zu beantworten. Das Vorliegen dringen­
der Verdachtsgründe erst dann bejahen zu wollen, 
wenn die Schuld des Beschuldigten gewiß ist, wäre feh­
lerhaft. Da die objektive Wahrheit vor dem Abschluß 
der allseitigen Ermittlungen noch nicht.erkannt werden 
kann, würde die Forderung nach Gewißheit der Schuld 
des Beschuldigten als eine der Voraussetzungen für die 
Anordnung der Untersuchungshaft zur Folge haben, 
daß über den Erlaß eines Haftbefehls in vielen Fällen 
zu spät entschieden werden müßte. Andererseits ist es 
nicht ausreichend, dringende Verdachtsgründe lediglich 
mit Wahrscheinlichkeit oder mit hoher Wahrscheinlich­
keit oder mit an Gewißheit grenzender Wahrscheinlich­
keit als vorliegend zu erklären. Der Ausgangspunkt zu 
einer allgemeinen Bestimmung dringender Verdachts­
gründe muß vielmehr in einer Reihe nachweisbarer 
Tatsachen gesucht werden. Demzufolge liegen dringende 
Verdachtsgründe dann vor, wenn
a) die bisherige Untersuchung eines Ereignisses erwie­

sene Tatsachen ergeben hat, die in ihrer Gesamtheit 
darauf schließen lassen, daß ein bestimmtes Ver­
brechen (versucht oder) verübt wurde, und

b) eine oder mehrere dieser Tatsachen unwiderlegt 
durch die übrigen erwiesenen Tatsachen und durch 
logische Erwägungen über das (versuchte oder voll­
endete) Verbrechen auf den Beschuldigten als Ver­
brechenssubjekt hinweisen,

„Erst zu ermitteln und auf Grund des Ermittlungs­
ergebnisses und nur bei exakter Feststellung der gesetz­
lichen Voraussetzungen eine Verhaftung vorzunehmen 
— das muß das oberste Prinzip der Strafverfolgungs­
behörden sein“, führte Generalstaatsanwalt Dr. Mels- 
beimer auf der 3. Parteikonferenz aus. Ein solches Vor­
gehen erfordert, daß die Strafverfolgungsibehörden in 
den meisten Fällen die zur Entscheidung über den Erlaß 
eines Haftbefehls notwendigen Beweismittel iheran- 
schaffen, ehe der Beschuldigte gehört und festgenom­
men wird. Solange jedoch der Beschuldigte nicht fest­
genommen wurde, bleibt die Möglichkeit offen, daß die 
bisher bekannten Tatsachen in manchen Fällen über 
das Subjekt und die subjektive Seite der Tat noch keine 
ausreichende Auskunft geben. Die Vernehmung des Be­
schuldigten und die später ins einzelne gehenden Er­
mittlungen können z. B. Rechtfertigungsgründe zutage 
fördern und damit die Gesellschaftsgefährlichkeit, die 
Rechtswidrigkeit und die Strafbarkeit der zu unter­
suchenden Handlung ausschließen. Demzufolge verlangt 
die obenstehende Definition in ihrem ersten Absatz 
nicht, daß die bisher erwiesenen Tatsachen das Vor­
liegen eines Verbrechens ergeben, sondern fordert nur 
Tatsachen, die darauf schließen lassen, daß ein Verbre­
chen verübt wurde.

Die erwiesenen Tatsachen müssen darauf schließen 
lassen, daß überhaupt ein Verbrechen-begangen' wurde. 

In dem folgenden Fall fehlten insoweit jegliche An­
haltspunkte. Am 1. Mai 1955 fand in der Gaststätte des 

Beschuldigten eine Mai-Veranstaltung statt. Das Mai- 
Komitee erhob am Saaleingang einen Unkostenbeitrag.

Da der beschuldigte Gastwirt glaubte beobachtet zu 
haben, daß ein Funktionär keinen Eintritt gezahlt hatte, 
äußerte er sich darüber im Gespräch mit einem Be­
kannten (dem Zeugen R.). Bei dieser Äußerung machte 
der Beschuldigte eine Hand- und Kopfbewegung, aus 
der der Zeuge R. lediglich vermutete, es könnten die­
jenigen Personen gemeint sein, die an einem in der 
Nähe des Ausschanks stehenden Tisch saßen. Nachdem 
der Zeuge R. auch mit anderen Gästen über das Gehörte 
gesprochen hatte, wurden die Eintrittskarten an dem 
betreffenden Tisch kontrolliert, wobei sich herausstellte, 
daß alle bezahlt hatten. Auf Grund dieses Sachverhalts 
wurde gegen den Gastwirt Haftbefehl erlassen. Nach­
dem Anklage wegen Verleumdung erhoben worden 
war, sprach das Gericht den Angeklagten frei, weil er 
die Überzeugung gehabt hatte, daß ein Funktionär nicht 
bezahlt hätte, und weil nicht nachgewiesen werden 
konnte, daß der Angeklagte bei seiner Äußerung eine 
bestimmte Person oder einen bestimmten Personenkreis 
bezeichnet hatte. Keine der 'bei Beginn des Ermittlungs­
verfahrens bekannten Tatsachen ließ darauf schließen, 
daß ein Verbrechen begangen worden war. Da demzu­
folge auch keine dringenden Verdachtsgründe Vorlagen, 
war der Haftbefehl ungerechtfertigt.

Es genügt nicht, wenn im Widerspruch zu den übrigen 
bisher bekannten Tatsachen aus einer einzigen Tatsache 
auf ein begangenes Verbrechen geschlossen werden 
kann, sondern die bisher erwiesenen Tatsachen müssen 
in ihrer Gesamtheit den Schluß auf ein begangenes Ver­
brechen zulassen. Ist z. B. bei einem Verkehrsunglück 
ein Kind ums Leben gekommen, so darf allein aus der 
Tatsache der Todesfolge noch nicht auf ein Verbrechen 
geschlossen werden. Aus dem Sachverhalt einer Ver­
kehrsstrafsache ergab sich, daß die 'beschuldigte Stra­
ßenbahnfahrerin G. vorschriftsmäßig geklingelt hatte, 
bis der Anhänger der entgegengesetzt fahrenden Stra­
ßenbahn an ihr vorbei war. Im gleichen Augenblick, als 
die Straßenibahnfahrerin wieder freie Sicht nach links 
hatte, lief ein fünfjähriges Kind von links her in etwa 
ein bis zwei Metern Abstand vor den von der Beschul­
digten geführten Motorwagen. Das Kind wurde umge­
stoßen, mitgeschleift und verstarb an den Folgen des 
Unfalls. Die Straßenbahnfahrerin hatte zwar sofort ge­
bremst, konnte aber den Unfall nicht mehr vermeiden, 
weil das Kind schon innerhalb der ersten Sekunde (also 
schon innerhalb der Strecke, die die Straßenbahn wäh­
rend der Schrecksekunde der Fahrerin zurücklegte) von 
der Straßenbahn erfaßt wurde. Als das Gericht trotz 
dieses klaren Sachverhalts gegen die Straßenbahnfahre­
rin einen Haftbefehl erließ, hat es offensichtlich nur 
eine einzige Tatsache, nämlich den Tod des Kindes als 
einen Grund hingenommen, der die Verbrechensfolge 
nach sich zieht. Die Gesamtheit der beim Erlaß des 
Haftbefehles bekannten Tatsachen ließ nicht den Schluß 
auf ein begangenes Verbrechen zu. In der Hauptver­
handlung wurde daher die Beschuldigte auch freige­
sprochen.

Die ermittelten Tatsachen müssen ergeben, daß eine 
bestimmte Person das Verbrechen verübt hat, und zwar 
müssen sie auf diejenige Person hinweisen, deren Inhaf­
tierung erwogen wird. So war in einer Verkehrsstraf­
sache wegen eines Eisenbahnunglückes zwar klar, daß 
ein Verbrechen verübt worden war, aber die Gesamt­
heit der ermittelten Tatsachen wies nicht auf den Lok- 
heizer K., sondern allein auf den Lokführer B. als den 
Schuldigen hin. Der Lokführer B. und der Lokheizer K. 
fuhren einen Eilgüterzug. Infolge dichten Nebels betrug 
die Sicht zwei bis vier Meter. Als der Zeitpunkt heran­
rückte, an dem sich der Zug in der Nähe des Bahnhofes 
X. befinden konnte, fragte der Lokheizer K. den Lok­
führer B., ob das Vorsignal schon heran wäre. Da das 
der Lokführer B. verneinte und darauf hinwies, daß es 
noch nicht soweit sei, setzte der Lokheizer K. seine Ar­
beit an der Strahlenpumpe fort. Gebückt arbeitend be­
merkte er, wie an einer Seite der Fahrstrecke ein Schat­
ten vorüberhuschte. Ohne den Lokführer B. aiuf den 
vorüberhuschenden Schatten, in dem der Lokheizer K. 
unsicher das Stellwerk vermutete, aufmerkam gemacht 
zu haben, arbeitete er an der Strahlenpumpe weiter.
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